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Beſſere Ausnützung des

Ich bewohne den unterſten Stock eines Hauſes

in der Xſtraße der Stadt Y. Vertragsmäßig iſt mir

die Benützung des vorderen Gärtchens ( mit Roſen⸗

beet ) ,

überlaſſen . Durch die Zeitumſtände veranlaßt , be⸗

5 vorderen Hauswand entlang den

＋ſowie ein kleineres Stück des hinteren Gartens

ſeitigte ich der

Kies , lockerte den Boden , half noch mit etwas dem

hinteren Garten entnommenen Boden nach und

atenſtöcke . Das war 1915 . Der Er

ag war rraſchend reicher unter dem

Schutze der Wand gedieh die Pflanzung prächtig ,-—
daß der Bedarf für den Haushalt ( 4 —5 Köpfe ) voll

eckt werden konnte . Dieſe günſtige Er⸗ſtändig ged

f˖ beſtimmte mich , im 1916 weiter zu—

D

Jahre

hinteren Gartens bil —

neben der ſich ein kleiner

ahrun 9

gehen . ie Einzäumung des

det eine Thuiapflanzung ,

freier Streifen hinzieht .

ſagte ich meinem Hausherr —. Nach

Anpflanzung er⸗

Dieſer muß ausgenützt

werden

kurzem Streit gab er nach . Die

folgte mit Lauch , Sellerie und einigen Stöcken Kar⸗

Der Ertrag war wiederum ein reicher und

deckte den Hausbedarf an Lauch und Sellerie voll⸗

ſtändig . Heute noch ſtehen kräftige Lauchſtengel da ,

die durch die ſtarke Kälte nicht im geringſten gelitten

haben. Wer hätte vor dem Kriege daran gedacht ,

daß man ſolche Streifen und Plätzchens ums Haus

herum ſo wertvoll ausnützen könnte ? 1917 wird noch

toffeln .

Bodens .
weiter

gegangen
Es wird nichts ſchaden , wenn

täm Bäumen Bohnen und

369 Pflanz

pracht

klettern und die Blüten

* Wahrnehmungen

frägt ſich der Einzelne , was im Reich um die Milli⸗

onen Vehölt⸗ üm bei

Wände , Eir

raine etr .

richtiger Ausnützung der

edigungen , Plä Streifen , Gras

gemacht und erreicht werden

d entgegengehalten , daß auf dem

fehlen und der Hühner we⸗

gen ſolche Pflanzungen ſich nicht empfehlen und der⸗

gleichen . Der erſtere Einwand iſt zutreffend und be⸗

über den letzteren aber kann man

Auch in den ſtädt . Gärten müſſen Saaten und junge

Pflanzungen gegen Staren , Amſeln , Tauben etr .

geſchützt werden , obwohl es häufig an Schutz⸗ und

Deckmaterial , das auf dem Lande ſicher

beſchaffen iſt , fehlt .
Vor einigen Tagen las ich in einer Schweizer

Zeitung , daß gegenwärtig in den Schulen Frank⸗

reichs folgender Aufruf an die Schuljugend ange⸗

ſchlagen ſei :

„ Franzöſiſche Republik .

jugend !

„ Frankreich bedarf Eurer Hingabe . Die Erde

braucht Eure Arme . Die Felder bleiben unbeſtellt ;
die Frauen und Greiſe ſind nicht mehr imſtande , die

Ausnützung des Bodens zu gewährleiſten , den ihre

Männer und Söhne ruhmvoll verteidigen . Deshalb

tzchen ,

nicht alles

könnte . Man wir

Lande die Arbeitskräfte

rechtigt , reden .

leichter zu

An die geſamte Schul⸗



Euch Kindern Frankreichs zu , das ver⸗

laſſene Feld zu beziehen und der Erde den Beiſtand
kommt es

zu leiſten , deſſen ſie dringend bedarf . Jedes Gym⸗

naſtum , jede Schule ſoll , Dorf für Dorf , Stadt für

Stadt , freiwillige Gruppen bilden für die Hilfsarbeit

beim Ackerbau in ihrem Bezirk . Schart Euch zu

ſammen , damit Eure Kräfte nicht

damit durch gemeinſame Tätigkeit

gebigen Erde alle Vorteile gezogen werden , die wir

zerſtreut bleiben ,

aus unſerer frei⸗

von ihr erwarten dürfen !

„ Der Miniſter des Ackerbaues Clementel , der

Miniſter der Juſtiz , des öffentlichen Unterrichts und

der ſchönen Künſte Viviani . “

Bei uns iſt die Schuljugend für fragliche Ar⸗

beiten längſt mobil gemacht worden d. h. ſie hat die

letzten Jahre bei Bewältigung der Feldarbeiten

kräftig mithelfen müſſen . Gleichwohl dürfte es mög⸗

lich ſein, ſie für die Pflanzungen oben gedachter Art

3u

Belehrunger den

Ausnützung des

und Ausnützung freier Plätze etr . etwas mehr

ſſieren . Was

über

5 und dergleichen ,

10 *
nützen Die In

erſammlungen eine ſtärkere68

wenn wie von altersher

nur das in ſchöner Einfriedigung liegende Gar⸗

tenbeet angepflanzt wird ? Es handelt ſich darum ,
96 0

gegenüber bisher ein „ Mehr “ zu erzielen . Wer im

Sommer und Herbſt ernten will , muß im Frühjahr

etr . Wenn dem Boden

ſoll , muß zunächſt etwas

Manches freie

Pflanzungen

„ſtecken “

entrungen

„ ſtupfen “

werden
„ ſäen “ ,

etwas

hineingebracht werden .

d Pflege der

faltigſter Art gewidmet werden können , wenn ſie in

Nähe der Behauſung zu finden ſind . Man för⸗der

dere alſo zunächſt die aat und Anpflanzung :

Viertelſtünd⸗

chen wir mannig⸗der

Ausſ

a ) durch Abgabe billigen und geeigneten Saat⸗

und Setzmaterials ,

b) durch Beihilfen an

kaſſe ,

Staat ) , unter

ſehr viel gemacht und erreicht werden kann .

die

Beihilfen wird dieſer ſchon beſorgt ſein —.

den Lehrer , ( durch Gemeinde⸗

landw . Vereinen , Landwirtſchaftskammer ,

deſſen Leitung auf gedachtem Gebiete

Für

richtige und zweckentſprechende Verwendung der

c) durch Ueberlaſſung des Ertrags an die betr .

Schüler und Schülerinnen für die Sparbüchſe

oder Anſchaffungen nach ihren Wünſchen⸗ Bei

dem Bewußtſein , dem Vaterland einen großen Dienſt

erwieſen zu haben , werden die Schüler in dieſer au⸗

ßerordentlichen Tätigkeit Befreiung finden und bei

Verwertung der dem Boden entrungenen „Mehr⸗

erträge “ gewiß ſich freuen , ihre Arbeiten und Mühen

auch in klingender Münze entlohnt zu ſehen . Die

Zentralſtellen werden ſ. Zt . an beſtimmten Sammel⸗

tagen gerne bereit ſein , ihnen die Erzeugniſſe aller

Art abzunehmen .

Die erzieheriſche Seite obigen Vorſchlags näher

zu beleuchten , möchte ich einer anderen Feder über⸗

laſſen -

˖

Sollten in den nächſten Monaten Stadtſchuler

auf Lande um ſich ein geeignetes

Plätzchen für eine oder eine ſon⸗

ſtige Anpflanzung zu erbitten , ſo weiſe man ſie be⸗

rs dann nicht ab , wenn es ſich um Flächen han⸗

auf denen bisher nichts oder nicht viel gewach —

iſt .
Sie

werden ſich durch Mitarbeit in freier

eit für jedes Entgegenkommen d dankbar erweiſen .

ie dies bei uns längſt geſchehen , ſo ſind nun auch

in der bisher doch

die örtlichen Flurbe⸗

hörden eifrig daran , die Anpflanzung eines jeden

Dieſe Behör⸗

anklopfen ,

„ Bohnenlaube “

dem

ſonderC

delt ,

der benachbarten

keine Not zu verſpüren war ,

Schweiz ,

verfügbaren Plätzchens zu betreiben .

den finden durch einzelne Firmen in der Weiſe Un⸗

terſtützung , daß letztere größere Geländeſtücke ( Bau

plätze ) pachten und hievon an ihre Arbeiter als

Pflanzland abgeben . Den Pflanzern wird zur Be⸗

Setzlingen ein Zuſchuß

beitsgeſchirr
ſchaffung von Samen und

gewährt und denen e kein eigenes Ar

beſitzen , ſolches leihweiſe überlaſſen
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Das
öuene

2Ant des Hürgermeiſters .
Einen ſchweren , zugleich undankbaren Stand —

punkt haben zurzeit die Bürgermeiſter . Manche le —

gen ſich hin und ſterben , ander halten ' s nimmer

aus und danken ab , doch die meiſten bleiben als

eſte ner auf ihrem Poſten und tun ihre Fflicht

ere Kämpfer hinter der Front . Einige ha⸗

Verdienſtkreuz erhalten , ein ein ſchwe⸗

haben alle zu tragen bekommen : ihr Amt als

Zeit . Was hat nicht ſo ein

Landbürgermeiſter bei den paar Mark Gehalt und

dem biſſele „ Ehr “ in normalen Zeiten oft zu erleben

und zu koſten , wenn er ' s nicht allen Leuten recht

machen kann und jetzt erſt ſeit dem Kriege ! Da ha⸗

gelt ' s von Verordnungen , Verfügungen und amtli⸗

chen Berichten hin und her , deren Ausführung der

Bürgermeiſter übernehmen muß .

Alles , alles hängt man an den Bürgermeiſter ,

das

Bürgermeiſter in dieſer



deswegen iſt er ' s ja und wer irgendwie Füße ab

zuputzen hat , der tut ' s vors Bürgermeiſters Stub

oder vor dem Rathaus . Reichen die Fleiſch⸗ oder

Brotkarten nicht , gibt ' s nicht alle Woche Fleiſch ,

holen ſie mehr Kartoffel als man hergeben will , oder

Getreide , bekommt man ein Pfund Zucker zu wenig
oder ein Rind kommt zwangsweiſe zum Stall hinaus ,

das man noch gerne hätte länger behalten , ſind die

Wege ſchmutzig und die Waſſer ziehen nicht ab , darf
der Wilhelm oder der Franz nicht auch in Urlaub

fahren , uſw . , ja da iſt an allem kein Menſch ſchuld

daran , als der arme Bürgermeiſter . Es mag ja ſein ,

daß vor lauter Berge von Verfügungen und in Ue

berarbeitung mancher Bürgermeiſter läſſiger , ſagen
wir abgeſtumpfter wird und manches liegen und

gehen läßt , das nicht unbedingt preſſiert und brennt ,

aber im großen Ganzen tut jeder , was er kann und

vermag . Es iſt , von Nah und Fern betrachtet ein

ſchweres , ſehr undankbares Amt , das eines Bürger

Frauen

gehören hin u. wieder auch zu dieſen , haben keine

Ahnung , was gegenwärtig für Anforderungen an

meiſters , und manche unverſtändige Leute ,

das Gemeindeoberhaupt geſtellt und welche Verant —

wortung dieſes dabei hat . Sei man da und dort

vernünftig in ſolchen ſchweren Zeiten , wo doch auch

ein Bürgermeiſter noch dein Nächſter und Menſch

von Fleiſch und Blut , Knochen , Haut und Nerven

iſt . Es gehört viel Mut , ein ganzer geſunder Mann

ind eine gewiſſe Philoſophie dazu , als Bürgermeiſter

etzt auszuhalten . Die meiſten Landbürgermeiſter ha⸗

ben größeren Feldbau , von ihrem Gehalt können ſie

nicht , ihre Söhne und Knechte ſind vielfach

ihnen genommen , was hat ſo ein Mann , der von

Natur kein Aktenmenſch iſt , f Arbeit zu

bemeiſtern , wenn er müd abg vom Felde

kommt un erordnungen findet , viel

leicht auch eine Mahnung oder gar einen Rüffel vom

Amt dabei und noch der Undank , Spott und des

Volkes Verachtung von ſeinen eigenen Leuten und

irgern genießt ; das iſt die „ Ehr “ des Bürgermei⸗
za ein Bürgermeiſter muß viel ſchl

man 1 Der Schreiber dieſes hat vor kurzem
einen jüngeren Landbürgermeiſter , der beurlaubt iſt

ſagen hören , ich will lieber nei , in Garniſon näm

lich und wenn ' s auch an die Front geht , als länger
mich ſo herumbalgen und die Füß : an mir abputzen

zu laſſen . Alſo , die Bürgermeiſter haben in dieſer

Kriegszeit großes Verdienſt um das Vaterland und

eine ſchwere Zulage an Arbeit bekommen , verleiden

35

wir ihnen ihr Amt nicht durch Unverſtand , Bosheit ,

Rückſichtsloſigkeit und Undank . Die Bürgermeiſter

ſelber aber ſollen bedenken , daß Undank der Welt

Lohn , Pflichterfüllung aber auch ohne Anerkennung
Ueines jeden Beamten ſchönſte Tugend iſt , die ihren

Lohn diesſeits und jenſeits immer wieder findet

Nicht minder ſchwerer habens die Herren Bürger⸗

meiſter oder ihre Stellvertreter in den Städten und

Städtchen .

— 0 —

Tauberbiſchofsheim . Es hat Aufſehen erregt , ſo

ſchreibt der Tauberbote , daß im Bezirk Borberg ir

kurzer Zeit drei verdiente Bürgermeiſter ihr Amt

niedergelegt haben und zwar die Bürgermeiſter von
W

Boxberg , Bailenberg und Windiſchbuch .

der Amtsniederlegung auch private Gründe mitbe —

Wenn bei

ſtimmend waren , ſo ſagt man doch allgemein , daß

der Hauptgrund der ſein dürfte , daß die ſchwere Laſt ,

die eben einen Bürgermeiſter drückt , ihnen zu ſchwer

und nicht mehr mit ihren übrigen Berufsgeſchäften
vereinbar ſchien .

Weinheim . Die Bürgermeiſter der kleinen Ge⸗

meinden haben in dieſer Kriegszeit keine leichten

Aufgaben zu erfüllen zahlreichen Verordnun

gen und behördlichen Verfügungen verlangen , daß

ſie ihre ganze Arbeitskraft in den Dienſt ihrer Ge

meinde ſtellen . Die in der letzten Zeit mehrfach er —

folgten Amtsniederlegungen laſſen erkennen , daß die

Landbürgermeiſter vielfach überlaſtet ſind und bei

dem geringen Dank , den ihre ſchwere A ntsführung
findet , manche etwas mutlos werden . Der Bür⸗

veröffentlicht

Amtsblättern von Heddesheim und Viern⸗

heim eine Bekanntmachung , in welcher ſcharfe Aus⸗

führungen gegen diejenigen enthalten ſind , die durch

Unverſtand , Bosheit, !

germeiſter Lamberth in Viernheim

nun in den

tüc sloſigkeit und Undank ,

das an und für ſich in jetziger Zeit ſo überaus

ſchwere Amt eines Landbürgermeiſters noch mehr
verleiden

2 . Sparkaſſenweſen .
Gegen die Güterzertrümmerung . Eine im An⸗

zeigenteil veröffentlichte Bekanntmachung der Spar⸗
kaſſen des Seekreiſes , in der ſie mitteilen , daß ſi

künftig bei Güterſchlächtereien ihre Hypothecken zu⸗
rückziehen und beim Weiterverkauf von ausgeſchlach⸗
teten Gütern keine Kaufziele mehr übernehmen
werden , enthält die erſte , wirklich ernſtliche , gegen
das Unweſen der Güterßertrümmerung im See⸗

Ir

———

————

———————————



kreis gerichtete Maßnahme . In einer Beſprechung

der Vertreter ſämtlicher Seekreisſparkaſſen vom 13 .

Dezember 1916 , welche von dem Oberbürgermeiſter

der Stadt Konſtanz einberufen wurde , wurden die

nunmher beſchloſſenen Maßnahmen einer gründ⸗

lichen Vorberatung unterzogen und ſodann den Ver⸗

waltungsräten ſämtlicher Sparkaſſen unterbreitet .

cach längerer Verhandlung haben in dankenswerter

Weiſe alle Kaſſenorgane in dem Bewußtſein , daß ſie

auch auf dieſem Gebiet große volkswirtſchaftliche Auf —

gaben zu erfüllen haben , den in Radolfzell beſchloſ⸗

ſenen Maßnahmen die Zuſtimmung nicht verſagt .

Man war ſich darüber klar , daß mit dieſem Vorge

hen nur der denn weitere werden

nachfolgen müſſen

erſte Schritt

getan wird , um zu verhindern ,

daß der im Seekreis noch vorhandene Beſitz an grö⸗

zeren Hofgütern reſtlos zerſtört wird . Namentlich

kommen in Betracht die Aemter Ueberlingen und

Pfullendorf . Mit der Zertrümmerung der Hofgü

ter entfällt die Möglichkeit , nicht nur einen lei⸗

ſtungsfähigen und wohl ſituierten Groß - Baueyn

ſtand zu haben und zu erhalten , ſondern auch viel⸗

fach die Möglichkeit , eine wirklich großzügige und

rationelle Landwirtſchaft zu betreiben . Werden doch

die größeren Güter oft das Vorbild ſein und das

nötige Beiſpiel geben müſſen , wenn es gilt , Verbeſ⸗

ſerungen einzuführen . Solche aber hat gerade der

Krieg als notwendig erwieſen ; er hat uns gelehrt ,

daß wir unſern deutſchen heimatlichen Boden auch

dereinſt im Frieden noch beſſer würdigen und aus

nützen verſtehen ſollen , um nach Möglichkeit dem

eigenen Heimatboden ausreichende Nahrung für
1

unſer Volk abzuringen . Darüber , welche weiteren

Maßnahmen noch möglich und zweckmäßig ſind , ins

beſondere ob durch Einrichtung eines Geldinſtituts ,

welches die Vermittlung von Gütern und die Be⸗

leihung beſorgen würde , oder im Wege geſetzgeberi⸗

ſchen Maßnahmen vorgegangen werden ſoll , ſchon

jetzt etwas zu ſagen , wäre verfrüht . Vielleicht wird

ſich aber ſchon die nächſte Kreisverſammlung und

auch der badiſche Landtag mit ernſtlichen Anträgen

nach dieſer Richtung hin zu befaſſen haben .

4 . Verſicherungsweſen .

Der Vorſitzende des Vorſtands einer Krankenkaſſe

iſt zur Verhängung von Ordnungsſtrafen im Sinne
von § 529 Abſatz 1 der Reichsverſ . Ord . nur dann
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befugt , wenn ihn die Satzung hiezu ausdrücklich

ermächtigt .

§ 529 RVO . ſchreibt vor , daß gegen einen Ver⸗

ſicherten , der die Krankenordnung oder die Anord⸗

nungen des behandelnden Arztes übertritt , der Vor⸗

ſtand der Kaſſe Strafen bis zum dreifachen Betrage

des täglichen Krankengeldes für jeden Uebertretungs⸗

fall feſtſetzen kann . In der Praxis wurde dieſe Be⸗

ſtimmung in der Weiſe gehandhabt , daß Strafen

nicht der Geſamtvorſtand , ſondern wohl überwie⸗

gend nur der „Vorſitzende des Vorſtands “ ausge⸗

ſprochen hat . In einer grundſätzlichen Entſcheidung

vom 18 . 12 . 15 . ( Amtl . Nachr . 1916 Seite 437 Nr .

2186 ) hat das Reichsverſicherungsamt dieſe Handha⸗

bung für geſetzlich unzuläſſig erklärt . Es hat dort

ausgeſprochen , daß der Vorſitzende des Vorſtandes

zur Verhängung von derartigen Strafen jedenfalls

dann nicht befugt ſei , wenn die Satzung hierüber

nicht ausdrücklich Näheres beſtimme . Die Frage ,

ob eine diesbezügliche Satzungsbeſtimmung vom

Oberverſicherungsqamt genehmigt werden müßte ,

ließ es offen . Nun iſt aber auch dieſe Frage ent⸗

ſchieden , denn unterm 14 . 10 . 16 . ( Amtl . Nachr . 1916

Seite 815 Nr . 2299 ) hat das Reichsverſicherungsamt

beſtimmt , daß dem Vorſitzenden des Vorſtandes durch

die Satzung die Befugnis übertragen werden darf ,

Strafen in obigem Sinne zu verhängen . Die Kaſ⸗

ſen können dieſe Entſcheidung nur begrüßen . Es iſt

doch im Intereſſe einer geordneten Geſchäftsführung

ein Ding der Unmöglichkeit , wegen einer Ordnungs⸗

ſtrafe jedesmal eine Vorſtandsſitzung anzuberaumen .

Würde bis zur ordentlichen Sitzung zugewartet , ſo

könnte wohl die Strafe in den meiſten Fällen nicht

mehr vollſtreckt werden , weil das Kaſſenmitglied

längſt ausgeſchieden , verzogen iſt . Allen Kaſſen , die

noch keine Satzungsbeſtimmung in dieſem Sinne ha⸗

ben , kann nur empfohlen werden , in der folgenden

Ausſchußſitzung folgende Satzungsänderung beſchlie⸗

ßen zu laſſen :

„ Der Vorſitzende des Vorſtandes vertritt die

Kaſſe insbeſondere in folgenden Fällen : etc . ete .

Nr . . . bei Verhängung von Ordnungsſtrafen

gemäß § 5209 der Reichsverſicherungsordnung “.
2

Eine Krankenkaſſe kann im Falle der Einweiſung

eines Invalidenrentners ins Krankenhaus keines⸗

wegs Erſatz aus der Invalidenrente beanſpruchen .

Die Armenbehörden haben bekanntlich das Recht

der halben Renteneinbehaltung , wenn ſie für In⸗



validenrentner Armenhauspflege gewähren . Viele

Krankenkaſſen ſind der Meinung , daß auch ſie das

Recht hätten , von dem Invalidenrentner die halbe

Rente als Erſatz zu verlangen , wenn ſie demſelben

Krankenhauspflege gewähren . Daß dem aber nicht

ſo iſt , hat das Reichsverſicherungsamt unterm 27 .

11. 16 Amtl . Nachr . 1916 Seite 803 Nr . 2290 ) ent⸗

ſchieden . Die Folge dieſer Entſcheidung wird in

Zukunft noch mehr wie bisher ſein , daß die Kranken⸗

kaſſen Invalidenrentner grundſätzlich nicht ins

Krankenhaus einweiſen , es vielmehr in dringenden

Fällen eben den Armenbehörden überlaſſen werden ,

für dieſelben aufzukommen und auf Grund von 8

1531 RVO . von der Krankenkaſſe Erſatz zu verlan

gen . Mag auch etwas hartes in dieſem Entſchluß

der Armenbehörde doch leichter

der Kranken⸗

liegen , ſo wird

fein mit Hilfe

kaſſe und der Rente des Verſicherten dafür

aufzukommen bei der Krankenkaſſe der Fall

. NRIEſein dürfte .

I

Wenn ſich die Krankenkaſſe von der Gefahr der Dop⸗

pelzahlung im Falle des Erſatzanſpruchs des Armen ,

verbands nach § 1531 RVO . befreien will , ſo hat ſie

ſich das Einverſtändnis des Verſicherten von dem

Armenverband vorlegen zu laſſen .

Reichsverſicherungsamt unterm

ite 806 Nr . 2293 )

So hat das

16. ( Amtl . Nachr . 1916 Se

˖ in ein nverband einen in der

Kr Hil rftigten unter

ſtützt, ſo hat e 1531 RVO . Erſatzanſpruch an

die betreffende Krankenkafſ Recht häufig kommt

dieſer Fall bei den ſog. Erwerbsloſen nach § 214

RVO . vor . Nach obiger Entſcheidung müſſen ſich

rbände von dem Unterſtützten be⸗

damit einverſtan en iſt , da

t ſeiner Statt bei der Kranken⸗

1531 RVO . geltend macht .

werband nicht , dann kann er

Gefahr laufen , daß die Krankenkaſſe den Erſatzan⸗
7 511 4184 H MNMoz
ſpri vegen mangelnder Legitimation ohne Wei

ter iſ daher in Zukunft in dieſen Fä

über den „ Naterländiſchen Hilfsdienſt “ .

( Von Arbeiterſekretär Zieg elmai er . )

Im November vorigen Jahres las man erſtmals

in den Zeitungen , daß eine Arbeitspflicht in Deutſch⸗
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land für Kriegszwecke eingeführt werden ſolle . Bald

darauf wurde dann auch ein Geſetzentwurf veröf⸗

fentlicht , der ſich durch lakoniſche Kürze vor anderen

geſetzlichen Beſtimmungen auszeichnete und trotzdem
in das private Leben aufs tiefſte eingreifen mußte .
Der Geſetzentwurf umfaßte nur vier Paragraphen
und enthielt drei Hauptbeſtimmungen :

1. Jeder männliche Deutſche von 17 —60 Jahren

iſt zum vaterländiſchen Hilfsdienſt verpflichtet ;

2. die Leitung desſelben obliegt dem Kriegs⸗

amt ;

3. der Bundesrat erläßt die näheren Beſtim⸗

mungen über die Durchführung des Geſetzes .

Welcher Grund führte zur Vorlage dieſes Geſetz⸗

entwurfes ? ꝰ

Die Entwickelung der kriegeriſchen Kämpfe hatte

mit aller Deutlichkeit gezeigt , daß dieſer Krieg nicht

allein mit Soldaten , ſondern vor allem neben der

ſoldatiſchen Tüchtigkeit mit einem ungeheuren Auf⸗
wand an Kriegsmaterial : Munition , Geſchützen und

ſonſtigen techniſchen Ausrüſtungsgegenſtänden zur

fiegreichen Entſcheidung geführt werden ke Un

kren Feinden f
Verſorgung

1˖
G f Am

nduſtrie ſtellt ihre ganz je Macht in

den Dienſt der Gegner . Trotzdem den auch die

induſtrieellen Einrichtungen gegneriſchen Staa⸗

An Zwang
dort nicht England führte die

ten ſelbſt dem Kriegszweck angepaßt
1

Arbeits⸗

pflicht ein und hob die Freizü

recht d 7* eiter uf .

II 2 a Iber Mi

Fas iben von der Arbeit

mit 2 —6 Monaten Gefängnis konnte

raft werden , der ohne Erlaubi 18 ſeine

wechſelte . In Frankreich waren die

bereitungen zum Arbeitszwang getroffen ; in⸗

zwiſchen iſt er auch dort eingeführt . Was konnten

wir dem gegenüber ſtellen ?

Die deutſche Induſtrie hatte gleich nach Kriegs⸗
1

ihrer Wandlungs⸗ und Anpaſſungsfähigkeit

in glänzendes Zeugnis ausgeſtellt . Betriebe , in de⸗

nen früher nie der Hammer mit wuchtigen Schlä —

gen auf den Amboß niederfiel , richteten ſich zu

Kriegswerkſtätten ein , kleine Handwerker übernahmen

konnte der

erſte Bedarf gedeckt werden . Mit der Zeit mehrten

ſich die militäriſchen Einberufungen , die Arbeits⸗

gemeinſam Kriegslieferungen . Dadurck



kräfte wurden ſpärlicher . In anderen Betrieben

aber machte ſich das Gegenteil bemerkbar . In der

Textilinduſtrie und im Bekleidungsgewerbe mußten

infolge des Fehlens von Rohſtoffen Arbeitseinſchrän⸗

kungen und Entlaſſungen eintreten . Dieſe freige⸗

wordenen Arbeitskräfte wirkſam für den Kriegs⸗

zweck zu verwenden , mußte eine wichtige und dan⸗

kenswerte Aufgabe ſein . Es galt dann aber auch ,

weitere Kräſte für das Heer freizumachen . Deutſch⸗

land hat unter ſeiner Bevölkerung eine große Zahl

von Rentnern und Beamten , die ſich im Ruheſtand

befinden . Vielfach ſind dieſelben körperlich und gei —

ſtig rüſtig genug , um jüngere Kräfte abzulöſen . Auch

ſie ſollen dem Vaterlande in dieſer ernſten Zeit ihre

Dienſte dort wieder widmen , wo es am notwendig⸗

ſten war . Alle dieſe Gedanken mußten auf eine

planmäßige Regelung drängen und es galt nur , dem

Ganzen eine richtige Form zu geben . Dieſe ſollte

durch das vaterländiſche Hilfsdienſtgeſetz geſchaffen

werden .

Mit der eingangs erwähnten radikalen Löſung

konnten ſich aber die intereſſierten Volkskreiſe nicht

zufrieden geben . Das Geſetz greift doch in das pri —

vate Leben des einzelnen ſo tief ein , daß das Volk

bei der Durchführung nicht ohne weiteres ausgeſchal⸗

tet werden durfte . Der erſte Hilfsdienſtgeſetzentwurf

mußte ſich deshalb eine ſolche Umgeſtaltung im

Reichstag gefallen laſſen , wie ſie bisher wohl keiner

Geſetzesvorlage zuteil wurde . Aus den vier Para⸗

graphen des Entwurfes wurden deren zwanzig , und

dazu kommen noch die dreizehn Paragraphen der

Ausführungsbeſtimmungen . Die folgenden Ausfüh

rungen ſollen dazu beitragen , das richtige Verſtänd⸗

nis für das Geſetz in die weiteſten Kreiſe zu bringen .

Veranlaßt hierzu wurde ich durch die vielen Anfra⸗

gen , die an das Arbeiterſekretariat und Volksbüro

hierüber gerichtet wurden .

Der Zweck des Geſetzes iſt in den vorſteh

Ausführungen bereits begründet . Bezüglich

entſprechende

enden

des Umfanges !

Regelung des Entwurfes beibehalten : Jeder männ⸗

liche Deutſche von 17 bis 60 Jahren iſt hilfsdienſt⸗

pflichtig , auch die im Ausland Lebenden .

Diejenige Beſchäftigung , die bereits als Hilfs⸗

dienſt gilt , wurde im Geſetz feſtgelegt . Wenden wir

uns deshalb erſt der Frage zu :

Was iſt Hilfsdienſt ?

Als beſchäftigt im Hilfsdienſt gelten alle Per⸗

esſelben wurde die
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ſonen , die bei Behörden , behördlichen Einrichtungen ;
in der Kriegsinduſtrie , der Landwirtſchaft , der Kram⸗

kenpflege und in kriegswirtſchaftlichen Organiſatio⸗

nen tätig ſind . Als oberſter Grundſatz gilt aber im⸗

mer , daß zuerſt die Bedürfniſſe des Heeres berück⸗

ſichtigt werden . Wer alſo zum Dienſt mit der Waffe

tauglich iſt , wird zuerſt hierzu herangezogen . Was

als Behörde anzuſehen iſt und ob die dort beſchäftig⸗

ten Perſonen im Verhältnis zur verlangten Arbeit

ſtehen , entſcheidet das Kriegsamt im Benehmen mit

der zuſtändigen Reichs⸗ oder Landeszentralbehörde !

Für die Landwirtſchaft iſt die beſondere

Beſtimmung vorgeſehen , daß , wer vor dem 1. Au⸗

guſt 1916 in einem landwirtſchaftlichen Betrieb be⸗

ſchäftigt war , nicht zu einer anderen Beſchäftigung ,

z. B. in der Rüſtungsinduſtrie , überwieſen werden

kann . Dieſe Beſtimmung hat ihren Grund darin ,

daß die Landwirtſchaft als einem der gegenwärtig

wichtigſten Stände zur Aufrechterhaltung der Volks⸗

ernährung die notwendigen Arbeitskräfte nicht ent⸗

zogen werden dürfen . Für landwirtſchaft⸗

liche Arbeiter iſt die Beſtimmung beſonders

wichtig , daß ſie ihre Arbeitsſtelle nicht ohne wichtigen

Grund verlaſſen dürfen und daß ſie beim Austritt

aus der Stelle im Beſitze eines Abkehrſcheines

ſein müſſen . Dieſer Abkehrſchein muß vom bisherigen
Arbeitgeber ausgeſtellt ſein und kann von dieſem ver⸗

weigert werden , wenn kein Grund zum Stellungs⸗

wechſel vorliegt . Kein landwirtſchaftlicher Arbeitge⸗

ber darf einen Arbeiter einſtellen , der keinen Abkehr⸗

ſchein vorweiſen kann . Wenn ſich beide Teile vor

Strafe und Schaden ſchützen wollen , liegt es in ihrem

eigenen Intereſſe , dieſe Vorſchriften zu beachten .

Als Hilfdienſtarbeit gilt auch die Tätigkeit der

Preſſe . Staatsſekretär Dr . Helfferich äußerte ſich

hierzu in dem Sinne , daß „ die Aufrechterhaltung

der Preſſe während der ganzen Dauer des Krieges

eine dringende vaterländiſche Notwendigkeit “ ſei . Zur

Preſſe gehört natürlich nicht nur der Redakteur , ſon⸗

dern auch das geſamte techniſche Perſonal .

Hilfsdienſtarbeit iſt ferner die Arbeit in der

Seelſorge und in der Schule , letztere allerdings nur

inſoweit , als auch Schüler vorhanden ſind . Der

Präſident des Kriegsamts , General Gröner , ſagt

dazu : „ . . . aber ſelbſtverſtändlich muß man , wenn

keine Schüler mehr da ſind , den Lehrer wohl oder

übel anders beſchäftigen ! “

Als weſentlicher Faktor für die Durchführung



des Geſetzes kommen die Arbeiterorganiſationen in

Frage , und deshalb in erſter Linie die Mitarbeit

ihrer Führer , der Gewerkſchafts⸗ und Arbeiterſekre⸗

täre . Ihre Tätigkeit iſt deshalb ebenfalls Hilfs⸗

dienſt , ebenſo wie die Arbeit bei Verſicherungsbe⸗

hörden , Krankenkaſſen , Landesverſicherungsanſtalten

Berufsgenoſſenſchaften und Banken . Nicht beſon⸗

ders zu bezeichnen dürften dann die Betriebe ſein ,

die ohnedies nur mit Kriegsarbeit beſchäftigt ſind .

Wer nun infolge ſeiner bisherigen Tätigkeit noch

nicht an einer der genannten Stellen Beſchäftigung

hat , kann zum Hilfsdienſt herangezogen werden .

Auf welche Weiſe erfolgt dieſe Berufung ?

Das Geſetz vertritt in erſter Linie den Stand⸗

punkt , daß der Freiwilligkeit bei der Durchführung

der Vorzug vor dem Zwange zu geben iſt . Dies

liegt ſchon in der Natur der verlangten Dienſte .

Sobald irgendwelche Arbeitskräfte erforderlich ſind ,

erläßt das Kriegsamt oder die von im beſtimmte

Stelle einen öffentlichen Aufruf , in dem zur frei⸗

willigen Meldung aufgefordert wird . Wird dieſer

Fie Hryachnder Weiſe entſprochen ,Aufforderung nicht in genüge

ſo wird dem Hilfsdienſtpflichtigen durch einen , in der

Regel für den Bereich eines Bezirkskommandos ein⸗

uß ſchriftlich anheimgegeben , ſich entgeſetzte n Aus ſchl

ſprech

Aufgeforderte binnen zwei Wochen die Aufnahme der

Beſchäftigung zu verſchaffen . Weiſt der

Arbeit nicht nach , ſo erfolgt die zwangsweiſe Ueber

weiſung . Gegen letztere hat er dann das Recht der

Beſchwerde an einen , beim Generalkommando ge

Dieſe Beſchwerde hat keine auf

Bei der Ueberweiſung ſind die

„ der Familienſtand und das Ge

is des Hilfsdienſtpflichtigen zu be

lich ſein , daß er und ſeine etwaigen Angehörigen aus

Ut haben .kömmlichen Unter

Wo hat die Beſchäftigung ſtattzufinden ?

In der Regel am Wohnortz ; , wo dies nicht mög⸗

lich iſt , muß der Ueberwieſene auch außerhalb des⸗

ſelben Beſchäftigung annehmen ; er kann auch im

beſetzten Gebiet verwendet werden . Als erſter Grund⸗

ſatz wird aber ſtets durchgeführt werden : die Arbeit

zum Arbeiter zu bringen . Dies wird ſich an vielen

Plätzen durch Umgeſtaltung ſtillgelegter Betriebe er⸗

möglichen laſſen .

Auch für die in der Induſtrie beſchäftigten Per⸗

jonen gilt das für die Landwirtſchaft bereits Geſagte
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hinſichtlich des Abkehrſcheins . Kein , Arbeiter darf

ſeine Stelle verlaſſen , ohne im Beſitze eines Abkehr⸗

ſcheines zu ſein , kein Arbeitgeber darf ihn ohne einen

ſolchen einſtellen . Ui 5

Der Abkehrſchein darf vom Arbeitgeber ! nicht

verweigert werden , wenn der Arbeitnehmer zum Stel⸗

lenwechſel einen wichtigen Grund hat . Als ſolcher

gilt auch die angemeſſene Verbeſſerung der Arbeitse

bedingungen . Eine weſentliche Verbeſſerung iſt na⸗

türlich vor allem eine entſßrechende Ehöhung des

Lohnes .

Die Ausſchüſſe .

Im Geſetz iſt die Errichtung von Schlichtungs⸗
und Einberufungsausſchüſſen , von Generalausſchüſſen
und einer Zentralſtelle vorgeſehen . Erſtere ſind vor⸗

läufig für den Bereich eines Bezirks⸗Kommandos ,

die Generalausſchüſſe bei den ſtellvertr . General⸗

kommandos und die Zentralſtelle beim Kriegsamt zu

errichten .

Dem Ausſchuß beim Bezirkskommando gehören

ein Offizier , ein höherer Beamter , je zwei Arbeitge⸗7

ber und Arbeitnehmer als ſtändige und je ein

Arbeitgeber und Arbeitnehmer als unſtändige Ver⸗

treter an . Letztere werden von Fall zu Fall aus der

Berufsgruppe ernannt , der der Hilfdienſtpflichtige

angehört . Die ſtändigen Vertreter der Arbeitgeber

und Arbeitnehmer werden vom Kriegsamt ernannt ;

dabei hat dieſes die Vorſchlagsliſten der wirtſchaftli⸗

chen Organiſationen einzuholen

Der Ausſchuß am Bezirkskommando erläßt die

ſchriftlichen Aufforderungen zur Meldung und hat

zu entſcheiden , wenn von einem Arbeitgeber der Ab⸗

kehrſchein verweigert wird .

Der Generalausſchuß ſetzt ſich zuſammen aus ei⸗

nem Offizier , zwei Staatsbeamten und je zwei Ver⸗

tretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer . Er ent⸗

ſcheidet über Beſchwerden der Hilfsdienſtpflichtigen

wegen ihrer Einberufung , ferner darüber , ob ein Be⸗

trieb Kriegsarbeit leiſtet und die Zahl der in ihm

beſchäftigten Perſonen eine dem Verhältnis ent⸗

ſprechende iſt .

Die Zentralſtelle beim Kriegsamt beſteht aus

zwei Offizieren , drei Staatsbeamten und je einem

Arbeitgeber und Arbeitnehmer . Sie hat über die

gegen die Beſchlüſſe beim Generalausſchuß eingeleg⸗

ten Beſchwerden zu entſcheiden . Die Vertreter der

Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei dieſen letzteren

————



Stellen werden ebenfalls durch das Kriegsamt er⸗

nannt . Die Beamten ernennt die Landesbehörde .

In gewerblichen Betrieben mit mindeſtens 50

Arbeitern iſt ein Arbeitsausſchuß von den Arbeitern

nach den Grundſätzen der Verhältniswahl zu wählen .

Die näheren Vorſchriften erläßt die Landesbehörde .

In Baden mußten dieſe Ausſchüſſe bis 1. Februar

gewählt ſein . Sie haben die Aufgabe , Wünſche und

Beſchwerden der Arbeiterſchaft über die Lohn⸗ und

Arbeitsverhältniſſe beim Unternehmer zu vertreten .

Bei Streitigkeiten im Betrieb entſcheidet das Ge⸗

werbegericht als Einigungsamt . Unterwirft ſich der

Arbeitgeber nicht , ſo kann ihm ſein Betrieb einge⸗

ſtellt werden ; iſt dies bei den Arbeitnehmern der

Fall , ſo wird ihnen die Ausſtellung des Abkehr⸗

ſcheines verweigert .

Der Reichstag hat ſich bei der Durchführung

des Geſetzes ſeine Mitwirkung vorbehalten . Ein

15gliedriger Ausſchuß iſt bei allen allgemeinen Ver⸗

ordnungen zu hören ; ſie bedürfen ſeiner Zuſtimmung .

Der Vorſitzende dieſes Ausſchuſſes iſt Zentumsabg .

Dr . Spahn ; außer ihm gehören demſelben noch zwei

Zentrumsabgeordnete , drei Sozialdemokraten , zwei

Nationalliberale , zwei Konſervative , zwei Fortſchritt⸗

ler , ein Mitglied der Deutſchen Fraktion und zwei

der Sozialdem . Arbeitsgemeinſchaft an .

Wichtige Fragen .

die bei der Durchführung des Geſetzes entſtehen .

a) Die Schließung von Betrieben .

Die Durchführung des Geſetzes wird es mit ſich

bringen , daß von der Schließung von einzelnen ,

weniger notwendigen Betrieben nicht abgeſehen

werden kann . Dies ſoll nur in äußerſt notwendigen

Fällen geſchehen . Auf dem Lande ſind die Hand —

werksbetriebe nach Möglichkeit offen zu halten . Vor

der Schließung iſt die Handwerkskammer , bei Han⸗

delsbetrieben die Handelskammer zu hören . Die

Handwerker ſelbſt ſind nur entſprechend ihrer Vor⸗

bildung zu beſchäftigen .

b) Entſchädigung für geſchloſſene Betriebe .

Wie bisher , ſo werden auch zukünftig die mit

Heeresarbeiten beſchäftigten Betriebe große Ge⸗

winne abwerfen . Auf der anderen Seite ſtehen die⸗

ſen entſprechende Verluſte der geſchloſſenen Betriebe

gegenüber . Im Reichstag iſt es ganz beſonders die

Zentrumspartei geweſen , die darauf drang , daß in

ſolchen Fällen erſtere Betriebe von ihrem Gewinn

den Geſchädigten abtreten ſollten . Leider konnte

40 —

dieſe Frage praktiſch nicht gelöſt werden . Die Re⸗

gierung ſtellte ſich auf den Standpunkt , daß auch die

zum Heere einberufenen Geſchäftsleute , deren Be⸗

triebe infolge des Krieges geſchloſſen werden , keine

Entſchädigung erhielten . Praktiſch ſei dieſe Frage

auch ſchwer zu löſen . Das Geſetz ſieht deshalb keine

Entſchädigung vor , dagegen wurde die Kriegsgewinn⸗

ſteuer eingeführt , die auch die Möglichkeit bietet , die

Kriegsgewinne zu kürzen und für das Reich nutz⸗

bar zu machen .

) Reklamierte und Hilfsdienſt .

Schon bisher wurden Heerespflichtige auf An⸗

ſuchen vielfach in Betriebe , die Kriegslieferungen

hatten , beurlaubt . Sehr oft war in dieſen Fällen

die Lohnfrage nicht günſtig geregelt . Wollte der

Arbeiter mehr Lohn , ſo wurde ihm bedeutet , daß er ,

wenn ſeine Anſprüche zu groß würden , wieder in

den Schützengraben käme . Dieſes Vorgehen iſt

künftig nicht mehr möglich . Auch Reklamierte kön⸗

nen , wenn ſie im Beſitze des Abkehrſcheines ſind , die

Arbeitsſtelle wechſeln . Letzterer kann ihnen dann

nicht verwehrt werden , wenn ſie den Nachweis er⸗

bringen , daß ſie die Arbeits⸗ oder Lohnverhältniſſe

entſprechend verbeſſern können .

d) Hilfsdienſt und Vereinigungsrecht .

Den unter dem Hilfsdienſtgeſetz ſtehenden Ar⸗

beitern , auch den Staatsarbeitern , ſteht das Rechk ,

ſich in wirtſchaftlichen Organiſationen zuſammen⸗

zuſchließen , offen .

e) Verſicherungsweſen .

Beſtimmte Grundſätze über die Verſicherungs⸗

pflicht in der Kranken⸗ und Invaliden⸗Verſicherung

werden vom Bundesrat erſt erlaſſen . In den privat⸗

wirtſchaftlichen Betrieben wird die Verſicherungs⸗

pflicht zu bejahen ſein . Arbeitgeber werden deshalb

ir Vermeidung von Unannehmlichkeiten gut tun ,

e vorgeſchriebenen Meldungen zu erſtatten . Inva⸗

den⸗ und Unfallrenten werden anläßlich der Ar⸗

beitsleiſtung nach dem Hilfsdienſtgeſetz nicht entzo⸗

gen oder gekürzt .

f ) Frauen und Hilfsdienſtpflicht .

Das Geſetz ſieht eine Dienſtpflicht für die Frauen

nicht vor . Von verſchiedenen Seiten wurde die Aus⸗

dehnung auf die Frauen verlangt . Die Regierung

verhielt ſich ablehnend , ſchon aus dem Grunde , weil

ein Bedürfnis nicht vorhanden ſei . Auch ſei gegen⸗

wärtig das Angebot an weibl . Arbeitskräften immer

noch größer als die Zahl der offenen Stellen . Auf
100 offene Stellen treffen nach den ſtatiſtiſchen Nach⸗

044
91*
81931
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Gelegenheit .

—

weiſen der Arbeitsnachweiſe immer noch 135 Stel⸗

lenfuchende . Diejenigen Frauen , die ſich im Hilfs⸗

dienſt beſchäftigen wollen , fänden hierzu reichlich

Bei Poſt und Bahn , in militäriſchen

Kammern und Küchen , auf Schreibſtuben und in der

Krankenpflege bietet ſich überall Arbeitsgelegenheit .

Ich ſelbſt bin der Anſicht , daß für die verheiratete

Frau , die nicht durch die Verhältniſſe ohnedies zur

Lohnarbeit gezwungen iſt , die Betätigung in der

Tamilie auch als vaterländiſche Hilfsdienſtarbeit be⸗

krachtet werden kann . Die Kinder , vielleicht in Ab⸗

weſenheit des Vaters , zu tüchtigen Staatsbürgern

zu erziehen , iſt nicht nur vaterländiſche Arbeit , ſon⸗

dern auch eine hohe ſittliche Pflicht . Wo aber Frauen ,

die Kriegsunterſtützung beziehen , einem Verdienſt

nachgehen , iſt es nicht angebracht , ihnen die reichs⸗

geſetzliche Familienunterſtützung zu entziehen .
Wenn ich mit dieſen Ausführungen einer gün⸗

ſtigen Aufnahme des Geſetzes über den vaterländi⸗

ſchen Hilfsdienſt in den betroffenen Kreiſen vorge⸗

arbeitet habe , ſo iſt der Zweck derſelben erfüllt . Hof⸗

fentlich iſt die Zeit nicht mehr fern , wo das Geſetz

außer Kraft terten kann . Bis dahin möge jeder

an dem Platze , an den er für des Vaterlandes Wohl⸗

ergehen zu ſchaffen berufen wurde , ſeine Pflicht er⸗

füllen , nicht , weil er muß , ſondern mit der feſten

Ueberzeugung , damit dem Vaterlande und durch die⸗

ſes ſich ſelbſt einen Dienſt zu erweiſen .
(-» —

Wiedereinführung der Sommerzeit .

Hierüber enthält die Nr . 62 der Karlsruher

Zeitung einen halbamtlichen Artikel den wir hier

wörtlich wiedergeben , da die betr . Angelegenheit auch

unſere Kreiſe ſchon lebhaft beſchäftigt hat . Der Ar —

tikel lautet :

„ Durch Verordnung des Bundesrats vom 16 .

Februar 1917 iſt auch für dieſes Jahr die Vorlegung

16. April bis

17 . September , alſo die ſogenannte „ Sommerzeit “ ,

wieder eingeführt worden . Es war vorauszuſehen ,

daß dieſe Maßnahme der Reichsleitung in weiteren

Kreiſen der Landwirtſchaft treibenden Bevölkerung

erhebliche Unzufriedenheit hervorrufen werde , weil

vom landwirtſchaftlichen Standpunkt aus im Vor

jahre die Sommerzeit ſich nicht bewährt hat . Wenn

der Bundesrat ſich trotzdem entſchloſſen hat , entgegen

den Wünſchen eines großen Teiles der Bevölkerung

auch in dieſem Jahre auf dieſe Maßnahme zurück⸗

der Stunden während der Zeit vom

1¹

zugreifen , ſo müſſen es zwingende Gründe geweſen

ſein , die ihn dazu beſtimmt haben . Solche Gründe

liegen vor . Sie ſind darin gegeben , daß im Vor⸗

jahre das damals mit der Einführung der Som⸗

merzeit erſtrebte Hauptziel , eine Erſparnis an den

für Beleuchtungszwecke verfügbaren Rohſtoffen und

Erzeugniſſen herbeizuführen , erreicht wurde . In

faſt allen ſtädtiſchen und induſtriellen Bezirken des

Reichs wurde ein ſtarker Rückgang an Gas⸗ und

Elektrizitätsverbrauch beobachtet . Angeſichts der

Notwendigkeit , im Hinblick auf die Anforderungen

der Rüſtungsinduſtrie , auf die Transportſchwierig⸗

keiten und die politiſche Notwendigkeit der Verſor⸗

gung des neutralen Auslandes an Kohlen zu ſparen ,

wo es möglich iſt , mußte gegenüber dieſem Intereſſe

die Rückſicht auf jedes andere an ſich noch ſo berech —

tigte Intereſſe zurücktreten . Wenn in Baden die

Sommerzeit ſo große Unzufriedenheit ausgelöſt hat ,

ſo liegt dies hauptſächlich daran , daß hier die Ver⸗

hältniſſe deshalb beſonders ungünſtig ſind , weil in⸗

folge der geographiſchen Lage des Landes hier wäh —

rend der Sommerzeit die Uhr der Sonne um nahezu

1einhalb Stunden vorauseilt , während dies in der

Mitte des Reiches nur um 1 Stunde , in ſeinen öſt⸗

lichſten Teilen gar nur um eine halbe Stunde der

Fall iſt . Die ganze Angelegenheit kann aber nicht

vom Intereſſe nur eines Bundesſtaats aus beurteilt

werden . Es liegt hier einer der Fälle vor , in denen

ein Glied des Reiches größere Unbequemlichkeiten

auf ſich nehmen muß als andere , weil das Wohl des

großen Ganzen dies verlangt . Das Miniſterium des

Innern wird ſich mit den übrigen Miniſterien ins

Benehmen ſetzen , um zu prüfen , inwieweit durch ge⸗

eignete Maßnahmen dafür geſorgt werden kann ,

daß die unangenehmen Folgeerſcheinungen der Som —

merzeit für die Landorte und ihre Bevölkerung nach

Möglichkeit gemildert werden . An die badiſchen

Landwirte muß aber die ernſte Mahnung gerichtet

werden , ſich durch die getroffene Maßnahme , an der

nichts mehr zu ändern iſt , nicht verärgern und in

ihrer Berufsfreude beeinträchtigen zu laſſen , ſon

dern ſich vor Augen zu halten , daß ſie hier dem Va

terland ein weiteres Opfer bringen müſſen , das durch

die Zeitumſtände gebieteriſch erheiſcht wird . “

˖⁰ôra

Familienunterſtützungen betreffend .

cach § 4 des Geſetzes , betreffend die Unterſtütz⸗

ung von Familien der in den Dienſt eingetretenen



Mannſchaften , iſt der Lieferungsverband zur Unter⸗

ſtützung verpflichtet , innerhalb deſſen der Unterſtüt⸗

zungsberechtigte zur Zeit des Beginns des Unter⸗

ſtützungsanſpruchs ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt

hat .

Mehrfach ſind Zweifel darüber geäußert worden ,

wie dieſe Beſtimmung auszulegen iſt . Insbeſondere

ſind folgende Fälle zur Sprache gebracht :

1. Eine Frau hat bei Eintritt ihres Mannes

in das Heer in A. ihren Aufenthalt gehabt , und von

geringen Erſparniſſen und dem Erlöſe für den Ver⸗

kauf einzelner Sachen gelebt . Erſt nach ihrem Ver⸗

zuge nach B. hat ſie dort Antrag auf Unterſtützung

geſtellt . Iſt A. als der Lieferungsverband , in dem

fsbedürftig war , zur Unterſtützungdie Frau zuerſt hi

verpflichtet , oder B. , da erſt dort der Antrag auf

Unterſtützung geſtellt iſt ?

Ich neige der Anſicht zu , daß der Lieferungsver

band zu einer Unterſtützung verpflichtet iſt , indem

der Anſpruch zuerſt mit Recht hätte geltend gemacht

werden können , wenn auch die Feſtſtellung dieſer

Tatſache vielfach ſchwierig ſein dürfte . Der Wort

laut des Geſetzes ſteht dieſer Auffaſſung jedenfalls

nicht entgegen , da er von Stellung eines Antrags

nicht ſpricht . Würde man den Lieferungsverband

des Antragsorts für zuſtändig erklären , ſo würde

es den Angehörigen der eingetretenen Mannſchaften

unbenommen ſein , ſich dem Lieferungsverband je

nach der Höhe der in ihm gewährten Unterſtützungι

auszuwählen . Der § 6 der Bundesratsverordnung

vom 21 . Januar 1916 , der allerdings , da erſt ſpäter

ergangen , auf die Auslegung des Geſetzes keinen Ein —

fluß haben kann , würde dadurch bedeutungslos wer —

den .

2. ) Die Mutter eines Heerespflichtigen wohnte

bei Eintritt ihres Sohnes in das Heer in C. und

wurde ſofort unterſtützungsbedürftig . Sie nahm

ſpäter eine Stellung in D. an , wodurch ihre Unter⸗

ſtützungsbedürftigkeit fortfiel . Wegen Krankheit muß⸗

te ſie dieſe Stellung aufgeben und wurde wieder un

terſtützungsbedürftig . Sie kehrte aber dann nicht

nach C. zurück , ſondern verzog nach E.

Liegt ein neuer Fall der Unterſtützungsbedürf⸗

tigkeit in E. vor oder lebt die frühere Verpflichtung

zur Unterſtützung in C. wieder auf ? Hat demgemäß

der Lieferungsverband E. oder der Lieferungsver —

band C. die Unterſtützung zu zahlen ?

Ich möchte mich dahin ausſprechen , daß ein und

alle Male der Lieferungsverband verpflichtet bleibt ;

in dem der Unterſtützungsbedürftige z. Zt . des Be⸗

ginns des Unterſtützungsanſpruchs ſeinen gewöhnli⸗

chen Aufenthalt hatte . Es würde alſo darnach im

vorliegenden Falle der Lieferungsverband C. die

Unterſtützung zu zahlen haben . ( Erlaß des Reichs⸗

amts des Innern vom 5. Februar 1917 . )

oaölll

Familienunterſtützungen betreffend .

Betreffs Einſtellung der Familienunterſtützung

nach Regelung der Hinterbliebenenbezüge richtet das

Bezirksamt K. an Gr . Miniſterium des Innern fol—⸗

gende Anfrage :

„ In Vollzug des Geſetzes vom 30 . September

191⁵ Reichsgeſetzblatt Nr . 134 ſind bisher bei

Einſtellung der Familienunterſtützung genau 3 Mo⸗

nate vom Tage des Beginns der Hinterbliebenen⸗

bezüge ab in Rechnung gezogen worden . Nachdem⸗

vom 3. Dezember⸗

die gewährte⸗
nun beim Vollzug des Geſetzes

1916 Reichsgeſetzblatt Seite

Halbmonatsrate erſt vom bisherigen Einſtellungs⸗

termin ab ( 15 . und 1. ) in Berechnung zu kommen

hat ( Erlaß vom 7. Dezember 1916 Nr . 55325 ) , fra⸗

gen wir geziemend an , ob nicht beim Vollzug des

erſtgenannten Geſetzes , ähnlich verfahren werden

könnte . “

Mit Erlaß vom 5. 2. 1917 Nr . 26 hat das Gr⸗

Miniſterium ausgeſprochen , daß nach dem Wortlaut

der geſetzlichen Beſtimmung die Frage zu verneinen

ſei. Es iſt alſo wie bisher zu verfahren .

el .

Die Unterſtützung von Familien in den Dienſt ein⸗

getretener Mannſchaften betreffend .

I.

Die Beſtimmung unter Nr . 2 der Bundesrats⸗

verordnung vom 3. Dezember 1916 , betreffend die

Unterſtützung von Familien in den Dienſt einge⸗

tretener Mannſchaften ( Reichs - Geſetzblatt Seite

323 ) findet auch auf die Fälle Anwendung , in de⸗

nen der zum Heeresdienſt Einberufene zur Arbeits⸗

aufnahme entlaſſen wird . Der Familie darf ſelbſt⸗

verſtändlich für die Zeit während der ſie trotz der

Entlaſſung noch Familienunterſtützung erhält , neben

dieſer nicht noch ein Betrag zum Ausgleich zwiſchen

Arbeitsverdienſt und früheren Bezügen im Sinne

des mit unſerem Erlaß vom 15 . Januar 1917 Nr .

1906 mitgeteilten Schreibens des Reichsamts des
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Innern vom 9. Januar 1917 Nr . J A 335 gezahlt
werden .

II .

» Nach 8 6 der Verordnung des Bundesrats von :

21 . Januar 1916 ( Reichsgeſetzblatt Seite 55) iſt die

auf Grund des Familienunterſtützungsgeſetzes bis

her gewährte Unterſtützung nur dann angemeſſen zu

erhöhen , wenn der Aufenthalt aus berechtigten und

dringenden Gründen gewechſelt worden iſt .

Liegt dieſe Vorausſetzung nicht vor , was in

Würdigung aller Verhältniſſe zu prüfen iſt , ſo bleibt

nur übrig , den unberechtigter Weiſe zugezogenen

Perſonen zu eröffnen , daß ſie auf eine Erhöhung der

Unterſtützungen des verpflichteten Lieferungsverban⸗
des nicht zu rechnen und auch weitere Zuwendungen
am Zuzugsorte nicht zu erwarten hätten . Es wer⸗

den , um den Familien die Rückkehr nach dem bis⸗

herigen Wohnorte zu ermöglichen , die Reiſekoſten

für die Rückreiſe zu gewähren ſein , die von dem ver⸗

pflichteten Lieferungsverband erſtattet werden müß⸗

ten . ( Erlaß Gr . Miniſterium des Innern vom 5.

Februar 1917 Nr . 4779 ) .

Ergänzend und erläuternd wird zu J vorſteh

enden Erlaßes beigefügt : Die Familien der zur

Arbeitsleiſtung abkommandierten Mannſchaften er⸗

halten alſo gleichfalls ( wie die der ganz entlaſſenen

Mannſchaften ) noch eine Halbmonatsrate nach dem

Tage der Abkommandierung als außerordenliche

Unterſtützung . 14 vom gstage ab kann

die etwa im Sinne des Erlaſſes des Reichsamts des

Innern vom 9. Sn 1917 Nr . 335 Aufſchrift⸗

erlaß Gr . Miniſteriums des Innern vom 15 . Ja

nuar 1917 Nr . 1906 — gewährte Unterſtützung be

ginnen .

— 0

Eine Spende des Großherzogs für die Urlau⸗

berunterbringung . Der Großherzog hat aus den ihm

zur Verfügung geſtellten Mitteln der Stadt Kon⸗

Stadt eineſtanz 30 000 Mark überwieſe

Erleichterung für die Laſten zu gewähren , die durch

die Maßnahmen zur Unterkunft und Verpflegung

ſolcher Heeresangehörigen erwachſen , die vor dem

Krieg in der Schweiz wohnten und nach Einberu⸗

fung zum Heeresdienſt während eines Urlaubs mit

ihren noch in der Schweiz wohnenden Angehörigen

zuſammentreffen wollen . Dieſe hochherzige Spende

ermöglicht es , einen erheblichen Teil der rückſtändi⸗

gen Böhlingen für Verpflegung der Urlauber abzu⸗

um ſo der

tragen .

dieſem Anlaß zu erfahren , daß der bisherige Auf⸗

wand , der der Stadt und dem Roten Kreuz für Un⸗
terbringung und Verpflegung der Schweizer entſtan⸗

den iſt , bis einſchließlich Januar 1917 196 000 Mk .

beträgt .

Die Schulden der beutſchen Großſtädte. Wie

das „ Berliner Tagbl . “ mitteilt , haben die Schulden
er 86 deutſchen Großſtaote nach der Berechnung

einer Nachrichtenſtelle infolge des Krieges eine Stei⸗

gerung von 5,2 Milliarden Mark Ende März 1913

auf rund 6,2 Milliarden Mark Anfang Oktober 1916

erfahren . Hierbei iſt Hamburg außer Betracht

geblieben .

νι
Das Kündigungsrecht der Kriegshinterbliebenen .

Die zu Gunſten der Hinterbliebenen von Kriegsteil⸗

nehmern erlaſſene Bundesratsverordnung vom 7.

Oktober 1915 über das Kündigungsrecht von Miet⸗

verträgen iſt im allgemeinen noch wenig beachtet
worden . Nach dem Geſetz ( § 569 Bürgerl . Geſetz

buches ) iſt , wenn der Mieter ſtirbt , ſowohl der Erbe

als auch der Vermieter berechtigt , das Mietverhält⸗

nis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt auf den

nächſten zuläſſigen Termin zu kündigen . Dieſe ge⸗

ſetzliche Beſtimmung iſt aber nachgiebigen Rechts :
ſie kann durch Vereinbarung der Parteien geändert

werden , und iſt auch tatſächlich dahin geändert wor⸗

den , daß in den Verträgen feſtgelegt wurde , die An⸗

wendung des § 569 ſolle beim Tode des Mieters

ausgeſchloſſen ſein . Die Erben ſind alſo in dieſem

Falle an den Vertrag auf deſſen ganze Dauer ge⸗
bunden . Das hat nicht ſelten zu Härten gegenüber
den Hinterbliebenen gefallener Kriegsteilnehmer ge⸗

führt . Deshalb hat der Bundesrat durch die er⸗

wähnte Verordnung beſtimmt , daß ſich der Vermieter

auf eine Vereinbarung des obigen Inhalts , die das

Kündigungsrecht der Erben beim Tode des Mieters

abweichend von den geſetzlichen Beſtimmungen re

gelt , dann nicht berufen kann , wenn der Mieter in

folge ſeiner Teilnahme am Kriege geſtorben iſt . In
der Bundesratsverordnung iſt nun nichts darüber

geſagt , ob ſie auch für Pachtverträge gelten ſoll . Das

Reichsgericht hat dieſe Rechtsfrage jetzt verneint und

entſchieden , daß die Verordnung auf Pachtverttraͤge

keine Anwendung findet ; ſie gilt nur für Mietver⸗

träge . Das iſt namentlich für ländliche Verhältniſſe
von großer Bedeutung , da hier ja die Verpachtung

Es intereſſiert .die Oeffentlichkeit gewiß , bet

FüfrN



ganzer Güter oder einzelner Grundſtücke ( Felder ,

Wieſen ) ſehr häufig iſt . Bei Pachtverträgen bleiben

alſo die Erben des im Kriege gefallenen Pächters

an die vertraglichen Vereinbarungen bezüglich der

Kündigung gebunden .
K

Staatliche Linderung der Kriegsſchäden .

Dr . Hans Lieske , Leipzig .

Die Frage nach dem Kriegsſchadenerſatz begeg⸗

net ſo verworrenen und unklaren Anſchauungen ,

daß es willlommen ſein dürfte , hierüber einige auf⸗

klärende Worte zu hören .

Wenn man von Kriegsſchäden ſpricht , ſo denkt

man zunächſt an die Schäden , die der einfallende

Feind auf deutſchem Gebiet angerichtet hat . Dant

der treuen Wacht unſerer Heere kommen hier nur

wenige Gegenden in Betracht : Oſtpreußen , wo ruſ⸗

ſiſche Horden ihr Plünderungs⸗ und Verwüſtungs⸗

gegen Zahlung einer kleinen Zufatzprämie auch ge⸗

gen Fliegerſchaden verſichern .
Wie iſt es nun aber mit den oben beſprochenen

Kriegsſchäden , die nicht Fliegerſchäden ſind ? Gibt

es für ſie überhaupt keinen Erſatz ' Sollen z. B. die

von Haus und Hof vertriebenen Oſtpreußen ledig⸗

lich auf das angewieſen ſein , was ihnen private

Mildtätigkeit gereicht hat ? Ein Anſpruch auf
Erſatz der Kriegsſchäden beſteht nicht ; dagegen kann

das Reich aus Billigkeitsgründen Erſatz leiſten . Das

ſogenannte Kriegsleiſtungsgeſetz enthält die Beſtim⸗

mung , daß der Umfang und die Höhe der für Kriegs⸗

ſchäden etwa zu gewährenden Entſchädigung durch

ein beſonderes Reichsgeſetz feſtgeſetzt wer⸗

deic muß .

Die Regelung des Erſatzes für Kriegsſchäden

wird ſich alſo etwa folgendermaßen geſtalten :

Die Folge des für uns — wie wir zuverſichtlich
fe ſiegreichen Krieges wird die Auf⸗

g einer Kriegsentſchädigung an unſere

ain . Die deutſche Regierung wird , wenn ſie

werk getrieben haben und ein Teil vom Elſaß , wo
K 81＋ ＋5

tung präſentiert , neben den Kriegskoſten

franzöſiſcher Haß und franzöſiſche Rachſucht gehauſt

i

auch die Koſten für den Erſatz der Kriegsſchäden in
U
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digte ſe mit Feuerverſich fange iegsſchäden zu erſetzen ſind . Wahrſchem

ſchaften loſſen hat . Die Feuerverſicherungs⸗lich wird das in der Weiſe geſcheh daß ein Reichs⸗
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ſellſchaften nicht gedeckt werden .
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n Schäden , die feindliche

vC im deutſchen

0 a B. an den

Fliegerangriff auf Ka Schäden ˖

0 würden an ſich nicht unter die 3U—
5

verträ le meiſter n

Verfi eine geringe 6 zung der Prä⸗

Die Geſellſchaften gingen dabel
z

Fliegerangriffe immer⸗
mier

von der Annahme aus , daß

hin Einzelerſcheinungen ſind und daß daher das Ri⸗

ſiko der Geſellſchaften nicht allzuſehr vergrößert her die Rede war und an die man zunäck
4 6 4 Prr AhltReihe weiterer Schäden , die nicht min

wird . Wer alſo beſonders vorſichtig ſein will , ir

beſondere wer mehr gegen Feindesland zu wohnt , [ der em

4 16 1 A l
kann bei ſeiner Feuerverſie

dlich ſind . Man braucht dabei weniger

und an die Verſtümmelung von Kriegs⸗1 * tFa 1 *
herungsgeſellſchaft an den Tol



teilnehmern zu denken ; für ſie und ihre Angehöri⸗

gen iſt durch geſetzliche Maßnahmen geſorgt ; auch

haben viele Lebensverſicherungen das Kriegsriſiko
ohne oder gegen geringen Prämienaufſchlag mit

übernommen , zahlen alſo die Lebensverſicherungs⸗
ſumme auch dann , wenn der Verſicherte im Kriege

fällt .

Dagegen muß man die vielen wirtſchaft⸗

lichen Schäden in Betracht ziehen , die durch den

Krieg entſtanden find . Wie viele Betriebe ſind durch
den Kriegsausbruch lahmgelegt worden , wie viele

Angeſtellte haben ihre Arbeit verloren ! Auch hier
—und bei einer großen Zahl von Begleiterſchei⸗
nungen des Krieges — handelt es ſich um Kriegs⸗
ſchäden . Ob aber hier bei der Mannigfaltigkeit der

Einzelfälle und bei der Schwierigkeit , die Schäden

feſtzuſtellen und zahlenmäßig zu berechnen , über⸗

haupt eine Regelung erfolgen kann und wird , iſt

ſehr zweifelhaft . 1871 wurde für derartige wirt⸗

ſchaftliche Schäden ein Erſatz nicht geleiſtet . Es

wäre zu wünſchen , daß diesmal wenigſtens beſon⸗
dere berückſichtigungswerte Fälle dieſer Art in dis

Regelung der Kriegsſchadenerſatzleiſtung einbezogen
werden .

Das Ei in der Volksernährung .

Das Zeitalter , in dem die Hühner „ goldene Ei⸗

er “ legen , iſt angebrochen , denn die jetzigen Preiſe

für Eier haben eine ſolche Höhe erreicht , wie man

ſie kaum für möglich gehalten hat . Dieſe Preiſe

ſind dem eigentlichen Nährwert der Eier gegen⸗

über tatſächlich überſchätzt und unberechtigt . Wenn

man das Ei einer näheren Betrachtung unterzieht

und die Nährwerte desſelben berückſichtigt , ſo wird

man finden , daß dieſer viel zu hoch angeſchlagen

wird .

Schale ( a ) umſchloſſen , die aus kohlenſaurem Kalk

Stoffen beſteht . der

aus Koratin beſtehendes Ge —

ntlichen Eiinhalt umſchließt

Sauerſtoff gefüllte
in dR

Das Ei wird von einer poröſen , kalkhaltigen

und wenig organiſchen Unter

Schale liegt ein dünnes ,

( b) , das den eige

und am ſtumpfen Ende eine mit

kleine Luftkammer ( d) enthält .

kammer enthaltene Kohlenſäure in Verbindung mit

Waſſer bringt durch langſames Entweichen einen

kleinen Verluſt an Gewicht , ſo daß alte Eier leichter

als friſche find . Unter der erwähnten Haut liegt das

Eiweiß in zwei Lagen (b) und (d), einer feſteren und

einer leichteren , dünnflüſſigen , die den Dotter ( h)

enthält . Dieſer beſteht aus zwei Schichten , dem

eigentlichen Dotter mit dem Keimbläschen (e) oder

Hahnentritt und dem umgebenden Nahrungsdotter

( ) und dem weißlichen Bildungsdotter (h) . Der Dot⸗

ter wird durch ſogenannte Hagelſchnüre ( 9) gehalten .

webe

Die ieſer Luft⸗

Der Eidotter iſt wie das Eiweiß flüſſig , und erſterer

bildet den eigentlichen Nahrungsvorrat für den im

Ei bei Bebrütung ſich entwickelnder Keimling oder

Embryo , der durch die Poren der kalkhaltigen Schale

die nötige Zufuhr für die Atmung erhält .

Bei einem Ei von 50 Gramm Gewicht entfallen

auf die Schale 8 Gramm , auf das Eiweiß 28 Gramm

und auf den Dotter 14 Gramm . Das Eiweiß be⸗

ſteht zum größten Teil aus Waſſer , dann aus Stick⸗

ſtoff , einer geringen Menge Fett und Mineralſtoffen .

Eiweiß und Fettgehalt des Eies ſind gleichwertig mit

40 Gramm fetten , guten Fleiſches oder einer Milch⸗

menge von 150 Kubikzentimeter . Wollte man den

nötigen täglichen Eiweißbedarf , der zwiſchen 80 —

100 Gramm ſchwankt , durch Eier erſetzen , ſo wäre

der Genuß von 13 —17 Stück erforderlich . Daraus

ergibt ſich , daß der Nährwert des Eies nicht ſo hoch

eingeſchätzt werden kann , wie allgemein angenommen

wird . Immerhin ſind aber die Eier in der menſch —

lichen Ernährung nicht zu entbehren , und mit Spei⸗—

ſen , wie Suppen , Kuchen und dergleichen , vermiſcht ,

erhöhen ſie deren Nährwert und Geſchmack . Auch

über die Art , wie Eier zu genießen ſind , beſtehen

noch irrige Anſichten , namentlich in bezug auf de

ren Verdaulichkeit . Am leichteſten verdaulich iſt

flockiges Eigerinnſel , das man erhält , wenn man den

Inhalt des Eies in Fleiſchbrühe oder kochendes

Waſſer tropfen läßt ; ferner ſind Rühreier leicht ver⸗

daulich , während hartgekochte Eier nur dann leicht

verdaulich ſind , wenn ſie fein zerkleinert und tüchtig

gekaut und geſpeichelt werden . Eier ſpielen

menſchlichen Haushalt eine bedeutende Rolle , das er⸗

ſieht man aus dem großen Konſum , aber es gibt

auch Völker , die keine Eier genißen und ſie geradezu

verabſcheuen , und wieder andere , wie die Chineſen ,

die nur angefaulte Eier genießen , ſowie einige Ne⸗

gerſtämme , die nur ſtark bebrütete Eier ; wenn ſie

voll von Fleiſch ſind , verzehren .

Nach ſtatiſtiſcher Berechnung hatte Deutſchland

im Jahre 1912 einen Hühnerbeſtand von etwa

73374868 Stück , davon waren 50 Millionen Lege⸗

hühner . Der durchſchnittliche Ertrag eines Huhnes

war 90 Eier , ſo daß eine Produktion von 4,5 Milli⸗

arden ( S 225 000 To. ) im Wert von 200 000 000 ½

erzielt wurde . Dieſe ungeheure Zahl genügte aber

nicht , um den Bedarf zu decken , der ſich auf 7,8 Mil⸗

liarden belief . Den Fehlbetrag mußte das Ausland

decken , und zwar lieferte Rußland 72 238 Tonnen

im



im Wert von 80 329 000 Mark , dann folgte Oeſter⸗

reich⸗Ungarn mit 69 196 Tonnen 76 469 000 &l ,

Holland mit 8433 Tonnen S 9530 000 Mark , Ita⸗
lien 5483 Tonnen 7 128 000 Mark , Rumänien

5483 Tonnen S 5770000 Mark , Bulgarien 3574

Tonnen 3 859 000 Mark , Serbien 1272 Tonnen

—1373 000 Mark , Dänemark 1235 Tonnen

1519000 Mark und die Türkei 1110 Tonnen

1 198 000 Mark .

Aus dieſen Zahlen iſt erſichtlich , welche Unſum⸗

men Deutſchland alljährlich nur für Eier an das

Ausland abführt , und Bedenken ſteigen auf ob es

nicht möglich wäre , die Nutzgeflügelzucht derart zu

heben und zu fördern , daß die Millionen dem Lande

zu eigenem Nutzen erſpart blieben .

7 . Bad . Landgemeindenverband .

Feuerverſicherungs⸗Verein Badenia .

Rechnungs⸗Ergebnis

für das fünfte Geſchäftsjahr 1916

1 Soll Hat Reſt
Einnahmen

. 0 „ A5 A

§ 1. Kaſſenvorrat 0 202ʃ45 202ʃ45

K. 2. Rückſtände 36² 65 361060 2005⁵
§ 3. Prämien . 507665f 593875 3790

§ 4. Eintrittsgelder 24530( 30] 2453ʃ30 —

§ 5. Aus Vergünſtigungs⸗
peiträget : 5. 2⁰0 5200 —

§ 6. Zinſen u. Zinsznſchrei⸗
bungen aoniet 93436 93436

§ 7. Heimbezahlte Kapita⸗
lien . . I 7328863 ] 9987ʃ5002730113

§ 8. Erſatz der Rückverſich .
Geſellſchaft . . 8 202ʃ20 20220

§ 9. Sonſtige Einnahmen 1104 ( 50 1104ʃ40 1¹⁰
Summa f4763094 20280 7627341018

Ausgaben .

§ 1. Entſchädigung für ver⸗
ſichertes Mobiliar . . 101 . — 401 —

§ 2. Rückvergütung an aus⸗
gaeſchiedene Mitglieder — —

§ 3. Prämien an die Rück⸗
verſicherung . 257695l 2576ſ95

§ 5. Verwaltungskoſten . 881b8 791134 46019

§ 6. Koſten für Erwerb v.
Wertpapieren 98²⁵ 9825 —

§ 7. Kapitalanlagen . . 52786 5271ʃ86

§ 8. Sonſtige Ausgaben 1139 90f 1120100 1980

Summa 20052 24 19986ʃ25

ubloiut.
Die Einnahmen betragen

Die Ausgaben betragen

65ſ99
EU

20289,76 4
19986,25 K.

ſomit Kaſſenvorrat 303,51 4

Vermögensſtand .

1. Ausſtehende Kapitalien 27301,13 4
ee 40,95 4

3. Kaſſenvorrat . 2303,51

27644,69
darauf haften

Schulden

Ausgaberückſtände 6

Reſt reines 27578,70 4

asſelbe betrug 1915 . 22586,69 %

es hat ſich ſomit Verouihrt um

Sicherheitsfond .

1915 1916

Die geſammte Berſicherungs⸗
ſumme betr . am Jahresſchluß

der Sicherheitsfond berechnet
ſich hieraus zu 1 auf . .
er betrng 22586
oder in Prozenten aus gedrückt 49,39

ſomit Erhöhung um
Die Zahl der 2 Verſicherurgen

betrug am Ende des Jahres 1916 . . 427, . — 4
Die Verſicherungsſumme betrug :

a. fortlaufende . . rs
b. im Jahr 1917 ablaufende i

5291850 4

45727 A 52918 l

27578

52,09

2,70 %

5190450, —
101400 . — 4AÆ4

5291850, . — 1

Brandſchäden wurden ausbezahlt
r 140 , —o
Gasteen Jahe 1916 . „ gr 261, . —

401, . — Æσ

ein weiterer Schaden durch Beſchädigung eines Transforma⸗
tors in Folge Blitzſchlags iſt angemeldet , ziffermäßig aber
noch nicht feſtgeſtellt und daher auch noch nicht ausbezahlt .

en

Feuerverſicherung .

Itand auf Ende des Jahres 1916 nach der Ve :

öffentlichung in Nr . 1 5291250 l

Abgang am 9. Januar :

11500 K

527950 4

Sandhauſen

Reſt

Zugang :

Tannheim 81650

300 l

16000 K

Heudorf

Wagenſchwend

Ottenau

4000 ι

10000 4

1900 ½/
5319200 “ “

Heddesbach

Mingolsheim

Haslachſimonswald

Stand am 1. März 1917
832

Perſönliche Nachrichten .

Die Bürgermeiſter Ding in Edingen und

Kueis in Reilingen haben ihr Amt niedergelegt .

65,99 4 .

4992,01

5600 „ %



Das Ehrendiplom für 25 jährige Dienſtzeit er

hielten : Bürgermeiſter Scherle von Ehren⸗

ſtetten und Bürgermeiſter Stumpf von St .

Ilgen , unſer Verbandsrechner .

Die Bürgermeiſter und der Krieg .

Der „ Breslauer Generalanzeiger “ enthält fol⸗

gende , auch in Baden durchaus zutreffende Aus⸗

laſſung :

„ Die durch den Krieg notwendig gewordene Re⸗

gelung der Lebensmittelverteilung hat den Gemein⸗

deverwaltungen , ob es ſich um große oder kleine

Städte oder Dorfgemeinden handelt , eine unge⸗

heure Mehrarbeit gebracht . wer Gelegenheit

hatte , Einblick zu gewinnen in den weit verzweigten

Apparat , der hierbei in Bewegung geſetzt werden

muß , der kann ſich ein Urteil bilden über alles das ,

was iſtet muß , die gleichmäßige

nicht

dieſer

natürlich ganz unmöglich ,

wenn nicht alle beteiligten Kräfte , die beruflich hier

zu verpflichteten und die ehrenamtlichen , ein großes

Maß von Aufopferung und Selbſtverleugnung an

den Tag legen würden , um dem großen Ganzen

zu dienen . Und ſo wie in der ſtädiſchen Verwaltung ,

ſo iſt es auch in der Verwaltung der Landgemein —

den

Da

um

Nur

gele werden

Lebensmittelverſorgung

Stocken l .

ſchwierigen Aufgabe wäre

wenn

und Verteilung ins
7 D Dr

raten ſe Die L urchführu 1gge

iakeivor allem die Tätigkeit der Gemeinde⸗

bis

iſt es

vorſteher , die her eigentlich viel zu wenig gewür⸗

Arbeits⸗

n gelegt hat ,

einen Be⸗

außerordentliche

ihre Sch

Fernſtehende

digt worden iſt . Welche

laſt der Krieg

davon macht

griff . Von der ſchweren Veran ig , die dieſes

Amt jetzt in erhöhtem Maße mit ſich bringt , garnicht

zu reden . Der Gemeindevorſteher iſt jetzt mehr denn

je der Vertrauensmann der Gemeinde .

Perſor ſich alle die

ßeren DrmEmmen auf zahlreiche Beamte verteilt

ſind iegt ob die Verteilung der verſchieden⸗

ſten Lebensmittelmarken , die gleich⸗

mäßige eilung der Futtermittel der Kartof⸗

feln an die Ortsbewohner ſorgen , die zahlreichen

An⸗ und Abmeldungen der Militärperſonen gehen

durch ſeine Hand , bei jeder Muſterung muß er zu⸗

gegen ſein kurz , er iſt gewiſſermaßen „ das Mäd⸗

chen für alles “ in ſeiner Gemeinde .

Selbſtverſtändlich muß er auch mit der Unzahl

Ulter3 0gerade au

kaumſich der

twortu

In ſeiner

verkörpe Aemter , die bei grö⸗un

Ihm

fürE. muß

Vert und

—

behördlicher Verordnungen und Verfügungen , de—

ren Erlaß die Kriegsverhälniſſe mit ſich bringen ,

aufs Genaueſte vertraut ſein und für ihre Durch

führung ſorgen . Insgeſamt alſo Leiſtungen , die an

Arbeitsfreudigkeit und Opferwilligkeit des betreffen⸗

den Amtsinhabers recht hohe Anforderungen ſtellen .

Dabei iſt zu berückſichtigen , daß der Gemeindevor

ſteher daneben ſeine eigene Wirtſchaft zu beſorgen

und unter den Kriegsnöten , wie Mangel an Ar

beitskräften uſw. , genau ſo zu leiden hat , wie jeder

andere Dorfbewohner .

Fragt man nun aber nach der Entſchädigung ,

die für dieſes an Laſten und Opfern ſo reiche Amt

gewährt wird , ſe ergibt ſich die Tatſache , daß die

Vergüt

iſt . Das iſt ein

werden muß .

ung in den weitaus meiſten Fällen gleich Null

Zuſtand , der unbedingt geändert

Man kann dem Gemeindevorſteher

unmöglich zumuten , daß er als Einzelner Opfer an

Zeit und oft genug auch an Geld bringt , Ange⸗

legenheiten , die er lediglich im Intereſſe der Allge

durchführt . Es 8 deshalb nur Gebot

Gerechtigkei ert wird , daß die den

ter

für

meinheit ein

der

Gemeindevorſteheyn Entſchädigung eine

Esangemeſſene wäre wünſchens

wert , wenn die zuſtändigen ſich recht bald

einmal mit dieſer Forderung beſchäftigen würden . “

Gewiß iſt das Bürgermeiſteramt ein Ehrena

Dieſe Tatſache darf aber nicht dazu führen , daß der

Inhaber eines ſolchen Amtes ohne entſprechende

Entſchädigung ſeine Arbeitskraft verbraucht und

ſeine Zeit zum Schaden der eigenen Wirtſchaft faſt

nur für öffentliche Aufgaben aufzuwenden hat . Zwar

kennt die badiſche Gemeindeordnung kein Recht der

Bürgermeiſter auf Gewährung eines Gehaltes wie

die württembergiſche Gemeindeordnung und neuer

dings auch das bayeriſche Gemeindebeamtengeſetz ,

welches ausdrücklich beſtimmt , daß den Bürgermei

ſtern ein angemeſſener Gehalt zu gewähren ſei ; al

die neuere Geſetzgebung neigt doch auch in Ba

den mehr und mehr dahin , den Gemeindevorſtehern

lein

endlich gerecht zu werden , wie Walz in ſeinen An⸗

merkungen zu § 26 G. O. S . 81 ff . näher ausführt

darf auch mit Sicherheit darauf gerechnet

werden , daß die badiſche Regierung i zu er⸗

wartenden Entwurf eines Gemeindebeamtengeſetzes

die ſchon wiederholt vorgetragenen und wohl be⸗

gründeten Wünſche der Gemeindebeamten und ſpe⸗

ziell auch der Bürgermeiſter erfüllen werde .

Siund es

dem



Als eine Abſchlagszahlung darauf dürfte eine

behördliche Regelung der Entſchädigung der Bürger⸗

meiſter in dem vorliegenden Falle ſein , denn ein

eigenes Eingreifen derſelben , um zu einem ange

meſſenen Bezug zu gelangen , kann wohl kaum in

Frage kommen , würde auch nicht zum Ziel führen .

Diskonto- Seselschaft
—

—

——

Was die Beteiligten alle erwarten — das ſoll hier Karlsrubhe i . Baden

offen ausgeſprochen werden — iſt das , daß in Aner Kaiserstrasse 146 , gegenüber der Hauptpost .

kennung ihrer ungewöhnlichen Aufgaben namentlich Ppostscheckkonto Karlsruhe hr . 3900

während der letzten zweieinhalb Jahre , die oberen

Behörden ſelbſt die Initiative ergreifen . Rapinat 50. 000,000 Mmarn.
Möchten ſie in dieſer Erwartung nicht getäuſcht Eroöktnung laufender Rechnungen und pro

visionsfreier Scheckkonten .

E Gewährung von Bankkredit .

Diskontierung von Wechseln und Schecks .

An - und Uerkauf von Wertpapieren und

Badischer Amtsrevisorenverein [ inseneinen .

An die Berren Vereinsmiiglieder .
e ee

werden !

Annahme von Geldern zur Verzinsung mit

Die große Entſcheidungsſchlacht ſteht bevor . Nicht und ohne Kündigung

allein auf dem Felde , ſondern auch in der Heimat Stahlkammer - Abteilung ( Vermietung einzel -

ſoll ſie geſchlagen werden . Mit der Aufbringung der ner Fächer unter eigenem Verschluss
R

Mittel für die 6. Kriegsanleihe im Betrage
der Mieter ) . Uebernahme von Wert -

papieren , Dokumenten , Hypothekenur —

kunden ete . zur Verwaltung ( offene

Depots ) und Besorgung aller mit der
0 0 44 8

15 Milliarden Mark Verwaltung verbundenen Geschäfte .

ſoll und muß das deutſche Voll einen vollen Sieg über Uermögensverwaltung und Intereſlen -

ſeine Feinde erringen . Um dieſes Ziel zu erreichen , vertretung während des Krieges .

iſt die Anſpannung aller Kräfte notwendig .
* 2 — 2 0 2 7 1 505

An alle Vereinsmitglieder ergeht 0 die K — K18 Rios FabkitFabrik ,

dringende Aufforderung , durch eigene Zeichnung und Dicnnino fast neu, prachtvoller

durch eifrige Werbe⸗ und Aufklärungsarbeit zu einem Ton , mit Garantie

vollen Erfolge der 6. Kriegsanleihe beizutragen . pimis abzugeben . Abhildung und Pracht⸗ -

Erfülle Jeder ſeine vaterländiſche Pflicht . katalog mit Vertragspreisen frei .

Iui 8 3

Karlsruhe , den 10 . März 1917 .
Fr . Siering , Mannheim C7 Nr . 64

Verlagsfirma ſeit 1906 . —

2 E

4

Der Vorſtand .

Fur gefälligen Beachtung !
Sendungen ſind zu richten :

in Angelegenheiten
a) des Landgemeindenverbandes (7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

ſtraße 19 ;

b) des Rechnerverbandes ( 8) an deſſen Vorſitzenden — Stadtrechner Kaufmann in Schopfheim ; —

c) der Bestellung und des Lersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

Terlag : die Bad . Landgemeinde⸗ , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände . Geſchaftsnelle in Bonndorf .

Schriftleitung : Oberreviſor Bundſchuh in Konſtanz . — Druck : Spachholz & Ehrath , Bonndorf .

775


	[Seite 33]
	[Seite 34]
	[Seite 35]
	[Seite 36]
	[Seite 37]
	[Seite 38]
	[Seite 39]
	[Seite 40]
	[Seite 41]
	[Seite 42]
	[Seite 43]
	[Seite 44]
	[Seite 45]
	[Seite 46]
	[Seite 47]
	[Seite 48]

